
Reproduktionen), Münzen- oder Briefmarkensammlun­
gen sowie andere Objekte, die den Charakter von 
Sammlungen oder Geldanlagen tragen. Sie haben zwar 
in der Regel auch Einfluß auf die persönliche Lebens­
sphäre der im Haushalt lebenden Personen; ihr Fehlen 
wirkt sich jedoch nicht unmittelbar störend auf die 
Haushaltsführung aus. Das gleiche gilt für Wochenend­
häuser und Garagen. Auch Pkws, Motorboote, Segel­
boote u. ä. gehören grundsätzlich nicht zum ehelichen 
Haushalt.
Entsprechend dem Anliegen des § 365 Abs. 1 Satz 3 
ZGB sollte bei der Entscheidung der Frage, ob Gegen­
stände zum ehelichen Haushalt gehören oder nicht, der 
unmittelbare G e b r a u c h  der Gegenstände für die 
gemeinsame Haushaltsführung als Kriterium herange­
zogen werden. C. R.

Können nach dem 1. Januar 1976 aus vor diesem Zeit­
punkt im Grundbuch eingetragenen Hypotheken Zinsen 
in der bislang vereinbarten Höhe geltend gemacht 
werden?

Aus dem Charakter der Bodenordnung der DDR ergab 
sich die Notwendigkeit, die Grundpfandrechte im ZGB 
völlig neu zu gestalten. Entsprechend den gesellschaft­
lichen Bedürfnissen sieht das ZGB — von den Mitbe­
nutzungsrechten abgesehen — als Möglichkeit der 
Grundstücksbelastung die Hypothek als streng akzes­
sorisches Sicherungsrecht vor (vgl. §§ 452 ff. ZGB).
Bei der Neubegründung hypothekarischer Sicherungen 
für Darlehnsforderungen können ab 1. Januar 1976 
Zinsen nur bis zu der Höhe vereinbart werden, in der 
die Kreditinstitute für Spareinlagen Zinsen gewähren 
(§ 454 Abs. 1 i. V. m. § 244 Abs. 3 ZGB).
Auf Hypotheken, die vor dem 1. Januar 1976 in das 
Grundbuch eingetragen worden sind, ist jedoch nach 
§ 6 Abs. 1 EGZGB auch weiterhin das vor dem Inkraft­
treten des ZGB geltende Recht anzuwenden. Zur 
Sicherheit der Partner im Rechtsverkehr gilt dies auch 
für alle in das Grundbuch eingetragenen Vereinbarun­
gen, die die Höhe der Zinsen für hypothekarisch ge­
sicherte Darlehnsforderungen betreffen. Diese Zinsen 
können also auch nach dem 1. Januar 1976 in der bis­
her vereinbarten Höhe geltend gemacht werden. Dies 
ändert sich jedoch dann, wenn nach Inkrafttreten des 
ZGB durch Vertrag oder in anderer Weise durch 
Rechtsgeschäft über die Hypothek verfügt wird und 
dadurch die Rechte und Pflichten auf den neuen 
Rechtszustand umgestellt werden (§ 6 Abs. 2 Satz 2 
EGZGB). Dr. G.-A. L>'.

•

Sind Zustellungen an beide Ehegatten erforderlich, 
wenn sie als Gesamtschuldner in Anspruch genommen 
werden, oder genügt die Zustellung an einen der Ehe­
gatten?
In einem Rechtsstreit, der gegen mehrere als Gesamt­
schuldner in Anspruch genommene Verklagte geführt 
wird, sind alle erforderlichen Zustellungen gemäß §§ 37, 
38 ZPO an jeden Verklagten vorzunehmen, solange 
nicht die Prozeßvertretung eines Verklagten durch 
einen anderen Verklagten nachgewiesen ist. Das gilt 
auch dann, wenn Ehegatten als Gesamtschuldner in 
Anspruch genommen werden.
Gemäß § 11 FGB ist jeder Ehegatte zwar berechtigt, 
den anderen Ehegatten in Angelegenheiten des gemein­
samen Lebens, d. h. beim Abschluß von Rechtsgeschäf­
ten, die im Rahmen der gemeinsamen Lebensführung 
erforderlich werden, zu vertreten, nicht jedoch in einem 
gegen beide Ehegatten gerichteten Rechtsstreit. Da ein

Ehegatte jederzeit erklären kann, daß er den anderen 
Ehegatten nicht vertreten will (vgl. FGB-Kommentar,
4. Aufl., Berlin 1973, Anm. 1. 2. zu § 11 [S. 55]), und dem­
zufolge im Prozeß noch keine Klarheit über die gegen­
seitige Vertretung besteht, sind Zustellungen solange 
an jeden Ehegatten zu richten, bis ein Ehegatte die 
Prozeßvollmacht des anderen vorlegt. G. K.

*

Ist nach Erwirkung eines vollstreckbaren Titels auf 
Rückzahlung eines Kredits gemäß § 243 Abs. 2 ZGB 
auch die Pfändung solcher Sachen zulässig, die bereits 
nach § 448 Abs. 4 ZGB durch ein besitzloses Pfandrecht 
gesichert sind?

Die Pfändung von Sachen, an denen ein besitzloses 
Pfandrecht besteht, ist zulässig. Nach § 118 Abs. 1 ZPO 
wird vermutet, daß alle Sachen, die beim Schuldner 
vorgefunden werden, auch diesem gehören. Der Sekre­
tär hat daher alle beim Schuldner Vorgefundenen 
Sachen als dessen uneingeschränktes Eigentum (bzw. 
als gemeinschaftliches Eigentum der Ehegatten) anzu­
sehen und kann sie demzufolge pfänden.
Aufgabe des Schuldners ist es, den Pfandgläubiger 
von der Pfändung zu unterrichten, damit dieser gemäß 
§ 133 Abs. 1 Ziff. 2 ZPO seine Rechte geltend machen 
kann. Stellt der Pfandgläubiger keinen Antrag, die 
Vollstreckung für unzulässig zu erklären, dann geht 
das besitzlose Pfandrecht gemäß § 122 Abs. 4 ZPO mit 
der Verwertung des Gegenstands unter.
An dieser Rechtslage ändert sich auch dann nichts, 
wenn der Gläubiger, dessen Zahlungsanspruch voll- 
streckt wird, zugleich derjenige ist, dem ein besitzloses 
Pfandrecht an dem Pfandgegenstand zusteht. P. W.

*

Wonach bestimmt sich die örtliche Zuständigkeit für 
eine Klage gegen den Drittschuldner wegen Verletzung 
der ihm in der Vollstreckung obliegenden Pflichten?

§ 93 ZPO regelt nur die Zuständigkeit des Kreisgerichts 
bei der Vollstreckung aus einem Vollstreckungstitel. 
Die Klage gegen den Drittschuldner gemäß § 111 ZPO 
ist jedoch keine Klage innerhalb der Vollstreckung; 
sie ist vielmehr auf die Durchsetzung eines Ersatzan­
spruchs gerichtet. Daraus ergibt sich, daß für die Ent­
scheidung über eine solche Klage das nach den Vor­
schriften der §§ 20 fl. ZPO örtlich zuständige Gericht 
anzurufen ist. P. W.

*

Ist die sog. Austauschpfändung (z. B. Pfändung einer 
Stereo-Anlage bei Überlassung eines einfachen Rund­
funkempfängers) zulässig?

Nach § 94 Abs. 1 ZPO bestimmt der Sekretär, dem die 
Vollstreckung obliegt, welche Vollstreckungsmaßnahme 
durchzuführen ist. Entscheidet er sich zur Pfändung 
von Sachen, dann hat er zu beachten, daß gemäß § 118 
Abs. 2 ZPO die Pfändung beweglicher Sachen u. a. 
dann unzulässig ist, wenn sie die Lebenshaltung des 
Schuldners oder seiner Familie unzumutbar beeinträch­
tigen würde. Er kann also dann pfänden, wenn dies 
nicht zutriflt. Die Wegnahme eines Rundfunkgeräts ist 
z. B. für den Schuldner dann unzumutbar, wenn da­
durch seine Möglichkeiten, sich zu informieren, einge­
schränkt werden. Eine solche Beeinträchtigung entfällt 
jedoch, wenn dem Schuldner anstelle einer wertvollen 
Stereo-Anlage ein einfacher Rundfunkempfänger zur 
Verfügung gestellt wird, der zum Empfang ausreicht. 
Die sog. Austauschpfändung ist daher — ausgehend von 
§ 118 Abs. 2 ZPO — zulässig. P. W.
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